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Vorwort 

Die Problematik des Grundrechtsschutzniveaus im Gemeinschaftsrecht er-
freut sich nicht zuletzt auf grund des Gutachtens des Gerichtshofes der Europäi-
schen Gemeinschaften vom 28. März 1996 (Gutachten 2/94, EuZW 1996, 
307 ff.) und der Diskussion um die Aufuahme eines Grundrechtskataloges in 
den EG-Vertrag anläßlich der Regierungskonferenz 1996, die zu "Maastricht 
11" ruhren soll, besonderer Aktualität. Während die Frage des maßgeblichen 
Grundrechtsstandards im Falle eines Konfliktes zwischen gemeinschaftsrechtli-
chen und innerstaatlichen Vorgaben bislang vorwiegend im Zusammenhang 
mit der innerstaatlichen Anwendung unmittelbar geltender Verordnungen rele-
vant wurde, rückte erst mit dem Beschluß der 2. Kammer des Zweiten Senats 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 12. Mai 1989 (EuGRZ 1989,339 f.) die 
Richtlinienproblematik in den Mittelpunkt des Interesses, ohne daß die Karls-
ruher Richter jedoch einen Lösungsansatz für eine solche Kollisionslage gebo-
ten hätten. Gerade im Hinblick auf einen möglichen Beitritt der jungen Demo-
kratien ohne gefestigte Grundrechtstradition aus Ost- und Zentraleuropa ist es 
jedoch unverzichtbar, dem Umsetzungsgesetzgeber eine Richtschnur rur die 
Lösung des Konfliktes zwischen verbindlichen Richtlinienvorgaben und natio-
nalen Grundrechten an die Hand zu geben. Zur Lösung dieser Problematik 
möchte die vorliegende Untersuchung einen Beitrag leisten. 

Die Arbeit wurde im Spätsommer 1995 abgeschlossen und im Winterseme-
ster 1995/96 von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Westflilischen 
Wilhelms-Universität Münster als Dissertation angenommen. Rechtsprechung 
und Schrifttum sind im wesentlichen bis Ende 1995 berücksichtigt, spätere 
Veröffentlichungen, soweit möglich, in den Anmerkungen nachgetragen. 

An dieser Stelle möchte ich mich bei allen bedanken, die zum Gelingen der 
Arbeit beigetragen haben. Mein besonderer Dank gilt Herrn Professor Dr. Bodo 
Pieroth rur die Betreuung der Ar~eit. Dank schulde ich ferner Herrn Professor 
Dr. Hans D. Jarass rur die zügige Erstellung des Zweitgutachtens. Den Herren 
Professoren Dr. Siegfried Magiera and Dr. Detlef Merten sei tUr die Aufnahme 
der Arbeit in die Reihe "Schriften zum Europäischen Recht" gedankt. Bedan-
ken möchte ich mich ferner bei Frau Irmgard Zengeley tUr die Erstellung der 
Druckformatvorlage. Die Drucklegung der Arbeit wurde mit Forschungsmitteln 
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des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert. Auch hierfiir sei an dieser Stelle 
gedankt. Mannigfaltigen Dank schulde ich nicht zuletzt Beda, der das Entste-
hen der Arbeit begleitet und mich in jeder Hinsicht unterstützt hat. 

Edinburgh, im Sommer 1996 

Beate H. Rickert 
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Einf"ührung 

Mit der Erweiterung der Kompetenzen der Europäischen Gemeinschaft nach 
dem Vertrag über die Europäische Union vom 7. Februar 19921 ist ein noch stär-
keres Vordringen des EG-Rechts in grundrechtsrelevante Bereiche zu erwarten, 
damit einhergehend auch eine größere Gefahr von Grundrechtsverstößen durch 
gemeinschaftsrechtliche Maßnahmen.2 Eingriffe in grundrechtlich geschützte 
Bereiche, die bisher allein von den Mitgliedstaaten ausgingen, gehen nunmehr 
von den Gemeinschaftsorganen aus. Es stellt sich die Frage, ob und gegebenen-
falls inwieweit sich die betroffenen Marktbürger in diesen Fällen auf nationale 
Grundrechte berufen können. Die Frage nach der Tragweite nationaler Grund-
rechte im Rahmen gemeinschaftsrechtlicher Nonnsetzung betrim ein Problem-
feld, das durch ein außergewöhnliches Maß an Emotionalität geprägt ist. Die 
kontroversen Diskussionen vennitteln häufig den Eindruck, es gehe nicht um die 
Abwägung sachlicher Argumente, sondern um "Sein oder Nichtsein" der Euro-
päischen Gemeinschaft beziehungsweise um eine Auseinandersetzung zwischen 
"guten und schlechten Europäern".] So wird auch die von deutscher Seite vorge-
brachte Forderung nach einem umfassenden Grundrechtsschutz der Marktbürger 
von einigen von vornherein als "grundgesetzliche Introvertiertheit"4, "Grund-
rechtstotalitarismus "5 oder als "Grundrechtsimperialismus "6 abgestempelt. 7 

Daß es sich bei der Frage der Grundrechtsgeltung um ein typisch deutsches 
Problem handelt, 8 ist nicht weiter verwunderlich, wenn man die unterschiedlichen 

1 BGBI. 199211, S. 1253. 
2 Europäisches Parlament, Entschließung vom 18.1.1994 zum Beitritt der Europäischen Gemein-

schaftzurEMRK,EuGRZ 1994, 191 (192). 
] Friauf, in: FriauflScholz, II (21); in diesem Sinne auch Breuer, NVwZ 1994,417 (429); Con-

radi, Sten.Prot. 121126, S. 10854; OssenbUhI, DVBI. 1993,629 (637); Rupp, NJW 1993,38. 
4 Ipsen, S. 260; ahnIich ders., VVDStRL 23 (1966), 128 (130); so auch Tomuschat, DÖV 1990, 

672 (673). 
5 Tomuschat, EuR 1990,340 (342). 
6 Tomuschat, EuR 1990, 340 (351); Ipsen, EuR - Beiheft I - 1991, 64 (66); vgl. auch Kirch-

hof, EuR - Beiheft I - 1991, II (20). 
7 Kutscher, in: Grundrechtsschutz in Europa, S. 86, spricht sogar von "Grundrechtsschizo-

phrenie". 
8 Rabe, NJW 1964, 1608 (1610); Everling, in: Grundrechtsschutz in Europa, 84 (85); ders., in: 

40 Jahre Grundgesetz, 167 (l71 f.); Friauf, in: FriauflScholz, II (32); Kutscher, in: Grundrechts-
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Verfassungen der Mitgliedstaaten miteinander vergleicht. Zwar enthalten sämtli-
che Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten mit Ausnahme des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordirland, welches überhaupt keine mit Verfas-
sungsrang ausgestatteten schriftlichen Grundrechtsgewährleistungen kennt,9 kata-
logähnliche Grundrechtsgarantien, doch sind Ausmaß und Gewicht in den einzel-
nen Rechtsordnungen höchst unterschiedlich entwickelt. 10 Einzig in Italien ist die 
Grundrechtsentwicklung annähernd mit der in der Bundesrepublik zu verglei-
chen. 11 Doch selbst dort kann die Rechtswissenschaft nicht auf so ausgefeilte 
Grundrechtslehren verweisen wie die deutsche Staatsrechtswissenschaft. Da in 
der Bundesrepublik in den letzten vierzig Jahren eine Grundrechtsdogmatik ent-
wickelt worden ist, welche nicht zuletzt in Anbetracht der historischen Erfahrun-
gen das Kernstück unseres Rechtsstaates darstellt, 12 ist die besondere Grund-
rechtssensibilität verständlich, welche die Bundesrepublik von den übrigen Mit-
gliedstaaten unterscheidet. So wurde in den sechziger Jahren im Zusammenhang 
mit Grundrechtsfragen auf Gemeinschaftebene auch häufig von querelIes alle-
mandesl3 gesprochen. 

Zu einer Zeit, in der die Akzeptanz rur die europäische Integration in der Be-
völkerung stetig abnimmt, wie das erste dänische Referendum vom 2. Juni 199214 

und die niedrige Wahlbeteiligung bei der letzten EuropawahP5 beispielhaft bele-
gen, ist es besonders wichtig, daß die Angehörigen der Mitgliedstaaten durch die 
Europäisierung des Rechts nicht an Grundrechtsvolumen einbüßen. Die Begren-
zung von Hoheitsbefugnissen durch Grund- und Menschenrechte des einzelnen 
gehört schließlich zu den herausragenden Errungenschaften des modemen Ver-

schutz in Europa, S. 86; Pescatore, in: Grundrechtsschutz in Europa, 94 (95); EhlennannlBieber, 
Handbuch des Europarechts, I A 12 Rdnr. 7; Ipsen, EuR 1994, I (12). 

9 Münch, in: Grundrechtsschutz in Europa, 116 (117); Hoffmann, S. I; Langguth, EuZW 1991, 
393; Bemhardt, Bulletin der EG, Beilage 5176, 19 (44 f.); Schwane, EuGRZ 1986,293; ausfilhr-
Iich hierzu KingstonlImrie, in: Grundrechte in Europa und USA, 715 (719 tf.). 

10 Bleckmann, OVBI. 1978,457; Friauf, in: FriauflScholz, 11 (30). 
11 Bleckmann, OVBI. 1978, 457; Friauf, in: Friauf/Scholz, 11 (31); ausfilhrlich hierzu Monaco, 

in: Grundrechte in Europa und USA, S. 363 ff. 
12 Hoffmann, S. 8. 
13 Vgl. Everling, in: Grundrechtsschutz in Europa, 84 (85); Rengeling, Grundrechtsschutz in 

der Europäischen Gemeinschaft, S. 222. 
14 49,3 % Ja-Stimmen; 50,7 % Nein-Stimmen bei einer Wahlbeteiligung von 83 %. 
15 Insbesondere die niedrigen Wahlbeteiligungen von 35,6 % in den Niederlanden und in 

Portugal; 36,2 % in Großbritannien bei der letzten Europawahl sprechen filr sich (Quelle: 
Forschungsgruppe Wahlen, Bericht Nr. 71 Heft Europawahl: Analyse der vierten Oirektwahl 
1994); in der Bundesrepublik Deutschland lag die Wahlbeteiligung immerhin bei 60 % (Quelle: 
Fachserie I, Europawahl Heft 3 Wahl der Abgeordneten). Vgl. auch OppennannlClassen, NJW 
1993,5(8). 
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fassungsstaates}6 Das Vorhandensein, die Beachtung von Grundrechten verleiht 
einem politischen System freiheitlich demokratischen Charakter.17 Der Schutz der 
Grundrechte kann als der wesentliche Zweck eines Staates angesehen werden, um 
deretwillen er bestehen soll.18 Zwar sind die Gemeinschaften kein Staat, sondern 
eine "im Prozeß fortschreitender Integration stehende Gemeinschaft eigener 
Art",19 so üben sie dennoch wie ein Staat Hoheitsgewalt aus, welche Rechte und 
Pflichten für die Bürger normiert. Grundrechtsgarantien fungieren daher auch als 
Gradmesser für die Legitimität der Gemeinschaftsgewalt.20 

Dieser Aspekt darf nicht außer acht gelassen werden, wenn es um das Pro-
blem des Grundrechtsschutzes in der Gemeinschaft geht. Zu behaupten, es 
handele sich um ein Scheinproblem, weil es Verletzungen von Grundrechts-
positionen bislang kaum gegeben habe,21 ist zu vordergründig. Denn letztlich 
geht es nicht nur um die Garantie von Grundrechtsschutz im Einzelfall, sondern 
um die viel grundsätzlichere Frage der Legitimität der Gemeinschaftgewalt.22 
Es sollen also nicht einseitig nationale Interessen durchgesetzt, sondern viel-
mehr die Grundlagen der Gemeinschaft gewahrt und damit letzten Endes ein 
gesamteuropäischer Fortschritt erzielt werden.23 Vor diesem Hintergrund sind 
auch die nachfolgende Konfliktdarstellung und der sich anschließende Lö-
sungsversuch zu sehen. 

16 Bemhardt, Bulletin der EG, Beilage 5176, 19 (25); Feger, DÖV 1987,322; vgl. auch Hilf, in: 
Grundrechtsschutz im europäischen Raum, 320 (338). 

17 Sasse, in: Grundrechtsschutz in Europa, 51 (54); Friauf, EuR - Beiheft 1 - 1991, 50 (51); 
vgl. auch Hoffinann, S. 102 f.; Hilf, EuR 1991,19 (26); De Gucht, EuGRZ 1989,207 (208). 

18 Hesse, Rdnr. 290 ff.; Hilf, EuR 1991, 19 (24). 
19 BVerfUE 89, 155 (188 f.); BVerfUE 22, 293 (296); Pemice, NJW 1990,2409 (2411); Feger, 

DÖV 1987, 322; Kutscher, in: Der Grundrechtsschutz im Europäischen Gcmeinschaftsrecht, 35 
(37); vgl. auch Blanke, DÖV 1993,412 (420). 

20 Sasse, in: Grundrechtsschutz in Europa, 51 (52); De Gucht, EuGRZ 1989,207 (210); Bahl-
mann, EuR 1982, I (17); ders., in: Carstens-FS, 17 (26, 35); Schwane, EuGRZ 1986,293; Beut-
ler, EuGRZ 1989, 185 (187 f.); Pemice, NJW 1990,2409 (2410, 2418); Langguth, EuZW 1991, 
393 (394); Hoffinann, S. 96 ff., insbesondere S. 106 ff.; Friauf, EuR- Beiheft 1-1991, 50 (51 f.); 
Rengeling, Grundrechtsschutz in der Europäischen Gemeinschaft, S. 169; Scholz, in: Steindorff-
FS, 1413 (1417). Bemerkenswert ist daher auch, daß im Vereinigten Königreich von Großbritan-
nien und Nordirland über die Einfilhrung eines Grundrechtskataloges nachgedacht wird; vgl. dazu 
etwa Koch, Zur Einfllhrung eines Grundrechtskata10ges im Vereinigten Königreich von Großbri-
tannien und Irland. 

21 So offenbar Frowein, EuR - Beiheft I - 1992,63 (75); Lörcher, JuS 1993, 101l (1016); vgl. 
auch Schwane, in: Deringer-FS, 160 (171). 

22 Ebenso Schwane, EuGRZ 1986,293; Scheuner, in: Grundrechtsschutz in Europa, 89 (90); 
Sasse, in: Grundrechtsschutz in Europa, 51 (53); Bahlmann, in: Carstens-FS, 17 (35). 

23 So auch Scheuner, in: Grundrechtsschutz in Europa, S. 90; Pescatore, in: Grundrechtsschutz 
in Europa, 94 (96). 


